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Editorial

Sehr geehrte Damen und Herren,

auch in diesem Jahr möchten wir Ihnen wieder unseren Jahresbericht zur 
Kenntnis geben. Mit unserem 20jährigen Jubiläum liegt ein ereignisreiches Jahr 

hinter uns. Wir haben versucht, auf den folgenden Seiten einen entsprechen-
den Überblick über unsere Arbeit in diesem Jubiläumsjahr zu geben. Besonders 

hinweisen möchten wir auf unser neues Leitbild, das wir Ihnen im Inneren ebenfalls 
vorstellen werden. Zwei Dinge allerdings sehen wir nach wie vor kritisch. Da ist einmal die Tatsache, dass die 
Zahl der überschuldeten Menschen in Mannheim weiterhin steigt. Und es ist die nach wie vor nicht zufrieden-
stellend geregelte Frage danach, wer die Beratung der sozialen Beratungsstellen in Anspruch nehmen kann. 
Außerdem drückt uns die Sorge, dass es im Zuge der Etatberatungen für 2018/19 zu Kürzungen der von der 
Stadt Mannheim zur Verfügung gestellten Mittel kommen könnte. Wir bitten also schon jetzt alle Verantwort-
lichen, darauf ein Auge zu haben und eventuelle Kürzungen abzuwehren. Darüber hinaus sind wir nach wie 
vor der Meinung, dass auch Menschen, die trotz Einkommen ein Schuldenproblem haben, zumindest bis zur 
Pfändungsfreigrenze einen Beratungsanspruch haben sollten.

Es wäre schön, wenn Sie sich diese Anliegen zu Eigen machen könnten. Wir bedanken uns bei Ihnen allen, die 
Sie uns und unsere Arbeit unterstützt und kritisch begleitet haben. Wir freuen uns über Ihr Interesse 
an allem, was wir tun und wünschen und hoffen, dass dies auch im Jahr 2017 so bleibt.

Mit herzlichen Grüßen

Thomas Weichert

04



Mitte des Jahres 2015 haben sich Geschäftsführung und Mitarbeiter/innen dazu entschlossen ein gemeinsa-
mes, mit den Gesellschaftern abgestimmtes Leitbild als Grundlage für die Arbeit der ASS zu entwickeln. Dieser 
Entschluss fußte auf der Erkenntnis, dass unsere Arbeit nicht nur als technokratisch-organisatorische begriffen 
werden kann. Vielmehr muss es eine wertebasierte und an einem humanistischen Menschenbild orientierte 
Arbeit sein. Wir wollten eine Art „Grundgesetz“ für unsere Arbeit haben, das einerseits Grundlagen und Werte 
beschreibt und andererseits Eckpunkte und Richtwerte der Beratungstätigkeit formuliert. Wir haben uns dafür 
relativ viel Zeit gelassen und uns ausführlich mit all diesen Fragen beschäftigt. Wir wollten außerdem einen in der 
Größe überschaubaren Text erstellen. Es war nicht so einfach, die Balance zwischen gewünschter Kürze und 
klarer inhaltlicher Formulierung zu finden. Aber wir sind überzeugt, dass uns dies gelungen ist. Das Ergebnis 
können Sie im Folgenden lesen. Wir würden uns freuen, wenn wir von Ihnen eine Rückmeldung bekommen 
würden.

Unser Leitbild

Arbeitsgemeinschaft Spezialisierte Schuld-
nerberatung Mannheim (ASS) GmbH

Die ASS ist eine gemeinnützige GmbH in Träger-
schaft des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes Landesverband Baden-Württemberg e.V. 
und der Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Mannheim 
e.V. Im Auftrag der Stadt Mannheim bietet die ASS 
seit 1996 Schuldner- und Insolvenzberatung an und 
ist nach dem Landesausführungsgesetz zur Insol-
venzordnung BW als geeignete Stelle gemäß § 305 
InsO anerkannt. Als Tochtergesellschaft des PARITÄ-
TISCHEN und der AWO orientieren wir uns an den 
Grundwerten der beiden Wohlfahrtsverbände.

 
 

Grundlagen und Werte  

Wir sehen uns als weltanschaulich neutrale und un-
abhängige Einrichtung. Gegenseitiger Respekt, Wert-
schätzung und Empathie prägen die Beratung. Wir 
erarbeiten gemeinsam mit den Ratsuchenden dauer-
hafte Problemlösungen. Dabei achten wir die indivi-
duelle Lebenssituation sowie die Selbstbestimmtheit 
und Eigenverantwortlichkeit unserer Klienten.  Da 
es ein strukturelles Ungleichgewicht zwischen den 
Rechten der Anbieter von Finanzdienstleistungen 
und denen der Nutzer gibt, leisten wir durch unse-
re kompetente und neutrale Beratung einen Beitrag, 
das Gleichgewicht zwischen den Vertragspartnern, 
also zwischen Schuldnern und Gläubigern, herzu-
stellen.
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Zielgruppe

Unser Beratungsangebot richtet sich in erster Linie 
an Mannheimer Bürgerinnen und Bürger, die über-
schuldet oder von Überschuldung bedroht sind. Wir 
beraten unabhängig von Nationalität, Religion, Se-
xualität und sozialem Status. Wir bieten regelmäßig 
Sprechstunden in der Justizvollzugsanstalt Mann-
heim an und führen Informationsveranstaltungen zum 
Thema Schulden für Senioren und EU-Zuwanderer 
durch. Darüber hinaus sind wir auch Anlaufstelle für 
aktuell und ehemals selbständige Klienten.

Beratung

Von Überschuldung betroffene Privatpersonen er-
halten schnelle und unbürokratische Information und 
Beratung. Wir zeigen Wege aus der Überschuldung 
sowie Perspektiven für ein künftiges schuldenfreies 
Leben auf und unterstützen bei  Maßnahmen zur 
Existenzsicherung und zum Vollstreckungsschutz. 
Wir stärken die Fähigkeit der Ratsuchenden, Prob-
leme langfristig eigenverantwortlich zu lösen und ihre 
wirtschaftliche Handlungsfähigkeit zu erhalten. Der 
Schwerpunkt unserer Arbeit liegt auf der Entschul-
dung und Schuldenregulierung im außergerichtlichen 
Vergleich und im Rahmen des gerichtlichen Verbrau-
cherinsolvenzverfahrens. Darüber hinaus bieten wir 
Präventionsveranstaltungen für Jugendliche und jun-
ge Erwachsene an Mannheimer Schulen sowie Ver-
bänden und Organisationen an.

Qualitätssicherung

Das Team der ASS besteht aus Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen verschiedener Berufsgruppen u.a. 
aus Sozialarbeitern, Volljuristen, Wirtschaftsjuristen, 
einem Geschäftsführer und einer Verwaltungskraft.  
Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen verfügen über 
ein hohes Maß an Fachwissen und Berufserfahrung. 
Die fachliche Kompetenz der Berater und Berate-
rinnen wird durch Fortbildungen und Austausch im 
Team und in Arbeitsgruppen erhalten und weiterent-
wickelt. In regelmäßig stattfindenden internen Be-
sprechungen wird das Beratungsangebot an aktuelle 
Entwicklungen angepasst und verbessert. Das team-
orientierte Arbeiten sichert eine hohe Beratungsqua-
lität und die Möglichkeit zur Mitgestaltung an der Un-
ternehmensentwicklung.

Interessenvertretung

Jeder kann in Überschuldung geraten. Deshalb ist es 
uns wichtig, über die tägliche Beratungsarbeit hinaus 
durch Öffentlichkeits-, Bildungs- und Präventionsar-
beit das Problembewusstsein in der Gesellschaft zu 
schärfen.
So schaffen wir Problembewusstsein und Akzeptanz 
in der Gesellschaft, wirken der Ausgrenzung über-
schuldeter Menschen entgegen und tragen zur Ver-
meidung von künftigen Schuldenproblemen bei. 
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Allgemeine Statistik 

Im Jahr 2016 ist die Anzahl der von uns beratenen 
Personen von 1697 im Vorjahr auf 2011 gestiegen. 
Männer stellen mit 56,14 % (1129 Personen) gegen-
über Frauen mit 43,86 % (882 Personen) die Mehrheit 
unserer Klienten. 

Der größte Teil unserer Klienten (53 %) war wie im 
Vorjahr zwischen 30 und unter 50 Jahren alt. Der Anteil 
in der Altersgruppe von 20 bis unter 30 Jahre ist leicht 
auf 20,51 % gesunken. Der Anteil der von uns beraten 
Personen mit einem Alter ab 60 Jahren ist von 8,53 
% auf 9,69 % (180 Personen) gestiegen. Die „Alters-
armut“ kommt in der Gesellschaft an und wird sich 
leider – nicht zuletzt wegen der Rentengesetze der 
letzten Jahre – in den nächsten Jahren erhöhen. Ur-
sache sind die prekären Beschäftigungsverhältnisse 
mit den damit verbundenen geringen Rentenbeiträgen. 
Dies führt im Alter dann zu einer nicht existenzsichern-
den Rente und wird die kommunalen Haushalte 
durch die ergänzend erforderliche Grundsicherung 
stark belasten.

Arbeitslosigkeit (Arbeitslosengeld I und II) ist nach wie 
vor mit einem Anteil von 42,46 % Hauptursache für 
die Überschuldung. Überschuldung aufgrund einer 
gescheiterten Selbstständigkeit mit 24,31 % folgt 
an zweiter Stelle. Längerfristiges Niedrigeinkommen 
(z.B. Minijobber, Zeitarbeiter) und Konsumschulden 
folgen gleichauf mit je 18,35 % auf dem dritten Platz. 

Das Beratungsjahr 
der ASS

Ursachen der Überschuldung 
bei unseren Klienten:

Beratungszahlen

Die Arbeitsgemeinschaft Spezialisierte Schuldnerbe-
ratung Mannheim gliedert ihre Tätigkeit gemäß dem 
Gemeinderatsbeschluss 580/2004 der Stadt Mann-
heim in zwei Abschnitte, die Schuldnerberatung der 
Phase I und Phase II. 

In der Phase I werden zunächst die Daten der Klienten 
erfasst. Es folgt die Beratung zur Existenzsicherung 
(z.B. die Sicherung des Energiebezugs, den Erhalt 
der Wohnung). Auch über die Sicherung des Kontos 
(Pfändungsschutzkonto) und das Mitte 2016 einge-
führte Basiskonto wird beraten. Ist der Ratsuchende 
nach der Beratung in der Lage, seine finanziellen Pro-
bleme selbst zu lösen, erfolgt der Abschluss in der 
Phase I.

Kann der Klient seine finanziellen Probleme nicht 
ohne Unterstützung klären, erfolgt der Übergang in 
die Phase II. Diese umfasst neben der Budgetbera-
tung (Erstellung eines Haushaltsplans) die eigentliche 
Schuldenregulierung. Dabei werden die Forderungen 
auf ihre Berechtigung geprüft (z.B. Forderung ver-
jährt, unberechtigte Kosten, Zinsen usw.). Sobald 
die Gesamtverschuldung des Klienten bekannt ist, 
wird mit ihm das weitere Vorgehen besprochen. Das 
können Vergleichsverhandlungen mit den Gläubigern 
sein oder auch ein Antrag auf Eröffnung des Insol-
venzverfahrens. 

Bei fast allen unserer Klienten wurde die Schulden-
regulierung erforderlich, so dass der Übergang in die 
Schuldnerberatung der Phase II erfolgte. Dabei wurde 
in 281 Fällen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens gestellt.
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Wie sind unsere Klienten verschuldet?

Im Jahr 2016 hat sich die durchschnittliche Verschul-
dung unserer Klienten deutlich auf 41.743,86 € (Vorjahr 
43.963,62 €) verringert. Sie sind durchschnittlich bei 
7 Gläubigern verschuldet. Der größte Teil unserer Be-
ratenen hat wie in den Vorjahren Schulden zwischen 
10.000,00 € und 50.000,00 €. Erneut und deutlich 
angestiegen ist die Überschuldung im Bereich zwischen 
50.000 € bis über 100.000 €. In dieser Gruppe waren 
im Vorjahr 163, im Berichtsjahr 193 Personen, ver-
schuldet. Hauptursache dieser hohen Verschuldung 
sind Steuerschulden aus einer gescheiterten Selb-
ständigkeit.

Die Schuldenarten sind gegliedert in:

Ausblick in das Jahr 2017

Im Berichtsjahr wurden 438 (Vorjahr 437) Personen 
neu aufgenommen. Von den neu aufgenommenen 
Klienten waren 64 (Vorjahr 49) älter als 60 Jahre. Wei-
terhin besteht Bedarf für eine qualifizierte Schuldner-
beratung, insbesondere auch in der Personengruppe 
die älter als 60 Jahre ist. Ihr Anteil an den Neuauf-
nahmen beträgt inzwischen 14,61 %.

Wie die Jahre zuvor ist der Neuzugang an Klienten 
konstant. Wir gehen davon aus, dass dies auch in 
Zukunft so sein wird. Vermutlich wird auch der Anteil 
der älteren Ratsuchenden weiter steigen. Gerade 
diese Gruppe hat eine „gewisse Scheu oder Scham“, 
Hilfe in Anspruch zu nehmen. Ist dies überwunden,  
merken sie in der Beratung, dass ihnen geholfen wer-
den kann. Am Ende der Beratung äußerte ein Klient 
„… jetzt kann ich wieder ruhig schlafen“. Dem ist 
nichts hinzuzufügen.

Peter Borel 
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Der Weg zur ASS
Auf ganz unterschiedlichen Wegen werden ver- und 
überschuldete Personen auf unser Beratungsangebot 
aufmerksam. Um genauere Informationen hierzu zu 
erhalten, erfassen wir alle Beratungsanfragen und 
werten diese monatlich aus.

Zwei Personengruppen
Da nicht für alle Mannheimer Bürger die Kosten für 
die Schuldnerberatung durch die Stadt getragen wer-
den, erfolgt bei der statistischen Erfassung zunächst 
eine Unterscheidung zwischen zwei Personengrup-
pen: den Sozialleistungsempfängern nach dem SGB 
II (sog. Hartz IV) bzw. SGB XII (sog. Sozialhilfe) und 
den Personen, die aufgrund von Erwerbstätigkeit, 
Rente, usw. keine Leistungen erhalten. Aufgrund die-
ser speziellen Regelung in Mannheim tragen Nicht-
Leistungsbezieher einen finanziellen Eigenanteil zur 
Beratung bei. Im Jahr 2016 kamen 56 % der Bera-
tungsanfragen von der Personengruppe, für die die 
Beratung kostenfrei ist. Hiervon waren 91 % Arbeits-
losengeld II-Bezieher und 9 % erhielten Sozialhilfe 
nach dem SGB XII. 44 % aller Anfragen kamen von 
der zweiten Personengruppe, also denjenigen, denen 
wegen ihrer Einkommenssituation der kostenfreie Zu-
gang zu unserer Beratung verwehrt wird. 

Zugang
Wie in den Vorjahren wurde auch im Jahr 2016 knapp 
ein Drittel der Betroffenen durch ihre Familien, Freun-
de und Bekannte auf unsere Beratung aufmerksam. 
17 % der Beratungsanfragen erreichten uns aufgrund 

unseres Internetauftritts und jeder Zehnte wurde 
direkt von seinem persönlichen Ansprechpartner im 
Jobcenter auf unsere Beratung hingewiesen. Ange-
sichts unserer seit Jahren bestehenden und stetig 
wachsenden Kooperation mit anderen Einrichtungen 
wurden 45 % der anfragenden Personen über die 
Gerichtsvollzieher, Bildungsträger, Bewährungshelfer, 
die JVA, das Amtsgericht und über viele weitere Be-
ratungs- bzw. Anlaufstellen an uns vermittelt. Es ist 
sehr erfreulich, dass die Klienten mit unserer Beratung 
zufrieden sind und deshalb die ASS anderen ver- und 
überschuldeten Personen rege weiterempfehlen. 
Ebenso freut uns die Kooperation mit anderen Bera-
tungsstellen, durch die die Ratsuchenden auf uns auf-
merksam werden und deren Mitarbeiter zum Teil erste 
Beratungsgespräche begleiten. Vielfach hilft es den 
Betroffenen sehr, bei der ersten Kontaktaufnahme 
bzw. dem ersten Gespräch eine vertraute Person an 
ihrer Seite zu haben. Daneben zeigt die Auswertung 
aber auch, dass die Zusammenarbeit zwischen dem 
Jobcenter und unserer Schuldnerberatungsstelle 
noch ausbaufähig ist. Leider erhalten immer noch zu 
wenig überschuldete Arbeitslosengeld II-Empfänger 
direkt von ihrem Ansprechpartner beim Jobcenter die 
Information, dass sie bei uns kostenfrei beraten werden 
können. Daher wünschen wir uns auch weiterhin eine 
intensivere Zusammenarbeit mit dem Jobcenter. 

Wir bedanken uns bei allen, die uns weiterempfehlen 
und freuen uns auf weitere gute Zusammenarbeit!

Meike Salomon 09



Schwetzingerstadt

Oststadt
Quadrate

Neckarstadt Wohlgelegen

Überschuldung
– Aufwärtstrend 2016 

weiter ungebremst
Wie in den beiden Jahren zuvor ergibt sich aus dem 
jährlich von der Wirtschaftsauskunftei Creditreform 
herausgegeben „SchuldnerAtlas Deutschland“ auch 
für das Jahr 2016 ein Anstieg der Schuldnerquote. 
Sie ist von 9,92 % im Vorjahr auf 10,06 % angestiegen. 
Damit sind über 6,8 Millionen Bundesbürger über 18 
Jahren überschuldet. Sie können Ihre Rechnungen 
nicht pünktlich oder gar nicht begleichen. In Zahlen 
sind rund 131.000 Personen mehr als im Vorjahr ver-
schuldet. Noch deutlicher ist der Anstieg um rund 
220.000 Personen (+ 5,6 %) gegenüber dem Vorjahr 
bei Personen, deren Überschuldung zu gerichtlichen 
Maßnahmen (z.B. Mahn-, Vollstreckungsbescheid, 
Klagen) geführt hat. Rund 4,17 Millionen Bürger 
waren im Jahr 2016 von einer dauerhaften Über-
schuldung betroffen.

Nach der Auswertung der Creditreform „holen die 
Frauen leider auf“, d. h. die „Neufälle“ von 131.000 
Personen verteilten sich fast paritätisch auf Männer 
(68.000) und Frauen (63.000). 

In der Altersgruppe ab 70 Jahren sind nach Credit-
reform 174.000 Personen überschuldet (Anstieg um 
25.000 Fälle; + 16 %). In der nächst jüngeren Gruppe 
zwischen 60 und 65 Jahren sind 504.000 Personen 
überschuldet (Anstieg 33.000 Fälle; + 7 %). 

Die negative Entwicklung spiegelt sich auch im Ver-
gleich der Quoten nach Bundesländern wieder. Nur 
in drei Bundesländern (Berlin, Bremen und Saarland) 
ist ein Rückgang der Quote festzustellen. Die stärksten 
Anstiege verzeichnen Baden-Württemberg 8,34 % 
(+ 0,25 %) sowie Bayern und Sachsen mit je einem 
Anstieg um + 0,24 %. Diese drei Bundesländer sowie 
Thüringen liegen dennoch unter dem Bundesdurch-
schnitt. Trotz des Anstiegs bleibt Baden-Württem-
berg hinter Bayern auf Platz zwei des bundesweiten 
Rankings. 

Mannheim belegt mit 14,00 % (Vorjahr 13,53 %) hinter 
Worms mit 15,98 % (Vorjahr 16,10 %) und Ludwigs-
hafen mit 15,27 % (Vorjahr 15,17 %) Platz drei der 

10



Städte mit den meisten Schuldnern (Quote bezieht 
sich auf Personen über 18 Jahren) in der Metropol-
region. Wie im Vorjahr ist in Mannheim die Quote 
gestiegen. Gleiches gilt für Ludwigshafen, in Worms 
hingegen ist die Quote leicht gesunken. Die Stadt 
Heidelberg hat mit 6,23 % (Vorjahr 6,09 %) die mit 
weitem Abstand niedrigste Verschuldung der Städte in 
der Metropolregion. Dies obwohl auch hier ein leichter 
Anstieg zu verzeichnen war.

Bei den Landkreisen haben der Rhein-Pfalz-Kreis und 
der Rhein-Neckar-Kreis mit jeweils 7,93 % deutlich 
niedrigere Schuldnerquoten als die kreisfreien Städte. 
Eine Ausnahme betrifft Heidelberg, hier liegt die Quote 
deutlich unter der der Landkreise.

Gründe für die Überschuldung ergeben sich aus dem 
Armutsbericht 2017 des Paritätischen Wohlfahrts-
verbands. Einkommensarm ist jede Person, die mit 
ihrem Einkommen unter 60 % des mittleren Einkom-
mens liegt. Demnach liegt die Grenze für einen Single 
bei 942,00 € und für einen Paarhaushalt mit zwei klei-
nen Kindern bei 1.978,00 €. „Aus Sicht des Paritäti-
schen liegt hier keine Armutsgefährdung vor, sondern 
es handelt sich um tatsächlich erlebte Armut, weil bei 
diesen Beträgen eine selbstverständliche Teilhabe an 
dieser Gesellschaft nicht möglich ist“ (Peter Hafner, 
Aufsichtsratsmitglied des Paritätischen Baden-Würt-
temberg). 

Die Gesamtdeutsche Armutsquote ist – trotz stei-
gender Wirtschaftskraft – auf 15,9 % gestiegen. 
Rechnerisch leben 12,9 Millionen Menschen unter 
der Einkommensarmutsgrenze. Baden-Württemberg 
ist mit einer Quote von 11,8 % (+ 0,4 % gegenüber 
dem Vorjahr) auf Platz zwei des Länderrankings hin-
ter Bayern abgerutscht. Die höchste Quote in Baden-
Württemberg hat mit 15,5 % die Region Rhein-
Neckar.

Wirtschaftlicher Erfolg hat offensichtlich keinen Ein-
fluss auf die Armutsentwicklung. Ganz im Gegenteil: 
gemessen an der Armutsquote geht der zunehmen-
de gesamtgesellschaftliche Reichtum mit zunehmen-
der Ungleichheit und der Abkopplung einer immer 
größeren Zahl von Menschen vom allgemeinen 
Wohlstand einher. Dazu passt, dass der Anstieg der 
Armutsquote mit einem weiteren Rückgang der Ar-
beitslosenquote und der Hartz IV-Quote einherging. 
Zunehmende Beschäftigungszahlen allein können 
eine weitere Spaltung der Gesellschaft nicht verhin-

dern. Offensichtlich bedarf es verteilungspolitischer 
Korrekturen staatlicherseits, sei es durch eine deutli-
che Anhebung von unteren Löhnen und insbesondere 
des Mindestlohnes oder aber bessere Transferleis-
tungen für das untere Einkommenssegment.

Der Anstieg der Armutsquote ist in allen Risikogruppen 
weiter gestiegen:

Armut und Überschuldung hängen eng zusammen. 
Erwerbslose, Alleinerziehende und Rentner sind 
überdurchschnittlich von Überschuldung betroffen. 
Waren zu den Zeiten der Erwerbstätigkeit, des Zu-
sammenlebens mit dem Partner, des Berufslebens 
die finanziellen Verpflichtungen erfüllbar ändert sich 
dies mit dem Übergang in die Arbeitslosigkeit, der 
Trennung vom Partner, dem Übergang in die Rente. 
Das monatliche Einkommen sinkt ab, die finanziel-
len Verpflichtungen aus „guten Zeiten“ können nicht 
mehr erfüllt werden. Die Schuldenspirale beginnt und 
endet in vielen Fällen in der Überschuldung.

Peter Borel 

Quellen: 
Creditreform SchuldnerAtlas 2016; 
Paritätischer Wohlfahrtsverband – Armutsbericht 2017

11



Abnahme der jüngeren 
Überschuldeten

– jedoch Zunahme der jüngeren Hilfesuchenden?!

Laut „SchuldnerAtlas 2016“ der Creditreform nimmt 
die Zahl jüngerer Personen, die in einer Überschul-
dungsspirale stecken, 2016 weiter ab. So ist die Zahl 
junger Überschuldungsfälle (unter 30 Jahre) 2016 um 
immerhin 28.000 Fälle auf rund 1,66 Millionen Fälle 
zurückgegangen. Allerdings ist der Rückgang schwä-
cher ausgeprägt als im Vorjahr (2016: –1,7 %; 2015: 
–3,4 %). Die Überschuldungsquote beträgt bei den 
unter 30-Jährigen nunmehr 14,5 %. 

Wir beobachten allerdings schon seit mehreren Jahren, 
dass die Anzahl der unter 30-Jährigen, die unser 
Hilfsangebot aufsuchen, zunimmt. Im Jahr 2014 wa-
ren 16,4 % und im Jahr 2015 bereits 18,9 % unserer 
Klienten jünger als 30 Jahre. 2016 verzeichneten wir 
einen erneuten Anstieg um 2,1 % auf 21 %. Durch 
unsere Auswertung können wir nachweisen, dass 
sich diese Altersgruppe mit ihren Schuldenproblemen 
mehr als je zuvor an unsere Beratungsstelle wendet.

Wir vermuten, dass wir durch unsere präventiven 
Angebote zunehmend stärker im Bewusstsein der 
jungen Menschen sind. Durch unser Präventions-
angebot werden zum einen Kooperationspartner, 
die mit jüngeren Menschen zusammenar-
beiten, wie beispielsweise Schulen 
und Bildungsmaßnahmen, 

und zum anderen die Teilnehmer selbst auf unser 
Beratungsangebot aufmerksam. Einige Heranwach-
sende offenbaren ihre finanziellen Schwierigkeiten 
unmittelbar nach der Präventionsveranstaltung und 
vereinbaren Termine mit uns. Dadurch ist ein direkter 
Zugang zu unserem Hilfsangebot und schnelle Unter-
stützung möglich. Es gibt auch Teilnehmer, die ihren 
Freunden und Bekannten unsere Beratungsstelle 
weiterempfehlen. Vor dem Jahr 2012 waren wir mit 
unserem Präventionsangebot noch nicht aktiv. Daher 
war unsere Schuldnerberatung in dieser Altersgruppe 
noch nicht bekannt und die Anzahl der jungen Hilfe-
suchenden war dementsprechend niedriger. Ohne 
Hilfestellung ist eine hohe Überschuldungsintensität 
bei Heranwachsenden oft vorprogrammiert. Durch 
eine frühzeitige Unterstützung kann eine langjährige 
Überschuldung vermieden werden. Wir wissen, dass 
durch unsere präventiven Angebote eine Überschul-
dung vermieden werden kann oder im Falle eines 
Schuldenproblems durch frühzeitige Kontaktaufnah-
me mit einer Schuldnerberatung ein finanzieller Neu-
start schneller ermöglicht wird.

Katharina Kalinin
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Überschuldungsprävention 
an Mannheimer Schulen

Als Schuldnerberater stellen wir häufig fest, dass viele 
Überschuldungssituationen durch bessere Kenntnis 
im Umgang mit Finanzierungsdienstleistungsange-
boten zwar nicht immer zu vermeiden sind, aber bei 
weitem nicht solche Ausmaße angenommen hätten. 
Die ASS bietet Überschuldungsprävention an. Die-
ses Angebot wird seit 2012 finanziell von der Stadt 
Mannheim gefördert und ist daher für Mannheimer 
Schulen kostenlos. Die Abteilung Bildungsplanung/
Schulentwicklung im Fachbereich Bildung der Stadt 
Mannheim wirbt in ihrer „Bildungsplattform Mann-
heim“ unter der Rubrik „Verbraucherbildung“ für un-
sere Präventionsveranstaltung. Unter folgendem Link 
www.bildungsplattform-mannheim.de können Sie 
mehr darüber erfahren.

Wir tragen mit unseren Veranstaltungen dazu bei, 
dass die Heranwachsenden lernen, in verschiede-
nen wirtschaftlichen Lebenslagen verantwortungs-
bewusst mit dem eigenen Geld umzugehen. Dafür 
bieten wir unterschiedliche Module an. Im Modul 1 
geht es um das Thema „Ver- und Überschuldung“, 
das von allen Schulen gebucht wird. Dann wird ein 
zweites Modul von den Schulen ausgewählt. Dabei 
stehen folgende Themen zur Auswahl: „Werbestra-
tegien“, „Handykosten“, „Mein erstes Auto“, „Meine 
erste Wohnung“. Inhalt und Umfang sprechen wir in 
jedem Einzelfall ab. Im letzten Jahr profitierten 111 
Schüler und Schülerinnen im Alter von 13 bis 25 
Jahren von dem Angebot der ASS. Dabei nahmen 
Schulen, wie „Max-Hachenburg-Schule“, „Rheinau-
schule“, „Kerschensteiner Gemeinschaftsschule“ 
und auch Bildungsmaßnahmen wie „Biotopia Ar-

beitsförderungsbetriebe Mannheim gGmbH“ teil. Wir 
gehen auf spezielle Anfragen unserer Kooperations-
partner ein und erweitern damit stetig unser Präven-
tionskonzept. So führten wir im letzten Jahr auch eine 
Veranstaltung für zwölf EU-Zuwanderer im Alter von 
27 bis 46 Jahren im Rahmen eines Integrationspro-
jektes unseres Kooperationspartners Biotopia durch. 
Außerdem informierten wir vierzehn Senioren im Alter 
von 53 bis 85 Jahren in Kooperation mit der „Vereinte 
Dienstleistungsgewerkschaft“ (ver.di) über „Schulden 
im Alter“ und „vorbeugende Maßnahmen“. 

Direkt nach unserer Veranstaltung bekamen alle Teil-
nehmer und Teilnehmerinnen die Möglichkeit, mit 
Hilfe eines Fragebogens die Prävention anonym zu 
bewerten. Die meisten bewerteten unser Angebot 
mit „sehr gut“ (44 %) und „gut“ (42 %). Nur wenige 
meinten, dass es „ok“ (12 %) bis „weniger gut“ (1 %) 
war. Als besonders gut empfanden sie die Durchfüh-
rungen des Angebotes durch unsere Schuldnerbera-
terin. Sie empfanden den Vortrag als informativ und 
lobten die ausführliche Erklärungsweise. Ihnen gefiel 
es, dass sie sich selbst einbringen und über eigene 
Erfahrungen berichten konnten und dass man sich 
für ihre Fragen und Diskussionen Zeit genommen 
hat. Vor allem die PowerPoint-Präsentationen und 
die Gruppenarbeit kamen gut an. Es wurde geäußert, 
dass „es unheimlich viel Spaß gemacht hat“ und man 
„sehr vieles für die Zukunft mitnehmen konnte“. Als 
besonders wichtig stuften sie Themen, wie „Vorbeu-
gung von Überschuldung“, „Schuldenfallen“, „Wer-
bung“, „Handyverträge“, „Haushaltsplanung“ und 
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„Schufa“ ein. Einige Schüler und Schülerinnen erklär-
ten, dass sie „alles“, was genannt wurde, als wichtig 
empfanden. 

Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen bekamen die 
Möglichkeit, sich darüber zu äußern, in welchem Alter 
sie eine Durchführung des Präventionsangebotes als 
sinnvoll erachten. Die meisten gaben an, dass sie 
es ab dem 18. Lebensjahr als notwendig empfinden 
(72 %). 

Dabei waren wir vor allem von folgenden Aussagen 
beeindruckt: 

„da man ab 18 Jahren volljährig ist und jegliche 
Verträge ohne Grundwissen unterschrieben werden 

könnten“,

„sobald man eigenes Geld verdienen kann, sollte 
einem bewusst gemacht werden welche Folgen 
Schulden auf das eigene und auf das Leben der 

eigenen Familie haben können und dass es nie zu 
spät ist sich Hilfe zu holen“,

„Mit Beginn der Volljährigkeit, denn in diesem Alter 
hat man Ansprüche und Wünsche und meistens 

kein Einkommen und dazu keine Lebenserfahrung“.

Auch das Alter von 15–17 Jahren (53 %) empfanden 
die Schüler als besonders geeignet. Dabei erstaunten 
uns folgende Aussagen:

„da Jugendliche zum Teil konsumwahnsinnig sind“

„da viele Jugendliche durch Freunde oder dem 
neusten Trend in Schulden kommen“

„vor dem 18. Lebensjahr empfinde ich die 
Prävention als wichtig, damit Schulden vorzeitig 

abgewendet werden können und junge Menschen 
informiert werden nicht vorschnell einen Vertrag zu 

unterschreiben“,

„Ich finde, dass man gerade bei Jugendlichen 
diese Präsentation durchführen sollte, weil gerade 

wir uns sehr schnell von allem beeinflussen lassen“.

„Allein in jungen Jahren lernen Kinder im 
Fernsehen viel Neues kennen, was sie sehr gerne 

besitzen möchten – ob reich oder arm. 
Kindern sollte man all diese Sachen daher so früh 

wie möglich erklären“

Durch unser Angebot und unsere Auswertung konnten 
wir erkennen, dass bei einigen ein enormer Bedarf 
an Prävention vorhanden ist. Denn 52 Schüler und 
Schülerinnen (38%) teilten mit, dass sie bereits in ih-
ren jungen Jahren eigene Erfahrungen mit Schulden 
gemacht haben. Hauptsächlich wurden Handyschul-
den gemacht oder Geld bei Familie und Freunde ge-
liehen. Aber auch für die eigene Haushaltsgründung 
wurden bereits Schulden gemacht. Ein Teilnehmer 
beschrieb sich als „Anfänger“, für den die Informati-
onen sehr hilfreich waren. Wir empfinden, dass eine 
finanzielle Grundbildung in unserer Kreditgesellschaft 
oft zu kurz kommt, jedoch für eine kompetente Teil-
nahme am Wirtschaftsleben erforderlich ist. Die meis-
ten Schüler und Schülerinnen hätten sich gewünscht, 
dass sie bereits zuvor an einer solchen Veranstaltung 
teilgenommen hätten und könnten sich eine erneute 
Teilnahme vorstellen.

Sehr motivierend für unsere Arbeit waren die Anga-
ben, die die Schüler und Schülerinnen uns am Ende 
schriftlich mitteilten. Einige Kommentare haben wir für 
Sie zusammengetragen:

„Weiter so!“

 „Ich fand alles sehr hilfreich und spannend“
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„Ich finde es sehr nützlich, dass es solche 
Beratungsstellen gibt“

„Es hat viel Spaß gemacht“

„war alles perfekt“

„Es sollte so früh wie möglich und jährlich 
durchgeführt werden!“

„Eine gute Arbeit und gute Themen“

„Vielen Dank für die Informationen“

Die Auswertung zeigt uns, dass die Heranwachsen-
den zum größten Teil Interesse an den Themen der 
Überschuldung haben und froh um so ein Angebot 
sind. Wir werden uns auch in Zukunft für die Über-
schuldungsprävention einsetzen. 

Die Aufklärung über Risiken von Ver- und Überschul-
dung bieten wir für unterschiedliche Zielgruppen an. 
Falls von Ihrer Seite aus Interesse an einer Präven-
tionsveranstaltung besteht, können Sie sich gerne an 
uns wenden.

Katharina Kalinin
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Nach drei Jahren Schuldnerberatung in der Justiz-
vollzugsanstalt Mannheim haben wir die Zahlen und 
etwaige Besonderheiten der Schulden zum Stichtag 
31.12.2016 ausgewertet.

Es wurden insgesamt 73 Klienten betreut. In 11 Fällen 
erfolgte nur eine Erstberatung. Diese Personen waren 
nach dem Beratungsgespräch in der Lage, selbst mit 
den Gläubigern Kontakt aufzunehmen und eine Raten-
zahlung zu vereinbaren. In andern Fällen erfolgte die 
Beratung zur Rechtslage.

Bei 24 Beratenen wurden die Akten durch Insolvenz-
anträge oder Vergleiche geschlossen; sieben haben 
nach der Entlassung aus der Haft die Beratung abge-
brochen. Hier meldeten sich die Klienten nicht mehr 
auf Anschreiben, bzw. die Schreiben kamen mit dem 
Vermerk „unzustellbar“ zurück.

31 Klienten befinden sich aktuell in der laufenden 
Beratung (z.B. Einholung von Forderungsaufstel-
lungen, Versenden außergerichtlicher Schulden-
bereinigungspläne oder Vergleichsverhandlungen).

Die Arten der Schulden sind nahezu identisch mit 
denen unserer nicht inhaftierten Klienten (Bank-, 

Schuldnerberatung 
in der JVA

Auswertung und Fazit

Konsum-, Steuer-, Telekommunikationsschulden, 
etc.). Abweichungen bestehen bei Gerichtskosten 
und Schadenersatzforderungen. Gerichtskosten sind 
bei fast allen unserer inhaftierten Hilfesuchenden 
vorhanden. Dies beruht auf den zur Verurteilung 
führenden Strafverfahren. Hier fallen neben den ei-
gentlichen Gerichtskosten z. B. auch Gutachter- und 
Verteidigerkosten an. Diese Kosten werden von der 
Landeskasse gezahlt und von der Landesoberkasse 
Baden-Württemberg zusammen mit den Gerichts-
kosten geltend gemacht.

Besonders problematisch sind bei unseren inhaftier-
ten Klienten Schadenersatzforderungen (hierzu 
zählen Schmerzensgelder, Arzt-, Krankenhauskosten, 
etc.). Die Forderungen belaufen sich teilweise auf 
sechsstellige Beträge (> 100.000 €) und können im 
Wege eines Insolvenzverfahrens nicht reguliert wer-
den. Sie beruhen auf einer unerlaubten Handlung 
(= Straftat, z. B. Körperverletzung) und sind daher 
von der am Ende des Insolvenzverfahrens erteilten 
Restschuldbefreiung ausgenommen. Diese Forde-
rungen müssen beglichen oder mit den Gläubigern 
ein Teilverzicht im Rahmen eines Vergleichs getroffen 
werden. Häufig sind diese Gläubiger (wie auch die 
Landesoberkasse) mit einer vergleichsweisen Regu-
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lierung einverstanden. Für den Fall, dass unsere Kli-
enten über keine finanziellen Mittel verfügen, dennoch 
Gelder ansparen können, erfolgt die Regulierung 
über die Stiftung „Resozialisierungsfonds Dr. Traugott 
Bender“. Die Stiftung verhandelt mit den Gläubigern 
und zahlt diesen die vereinbarten Beträge aus. Der 
Klient gleicht die darlehnsweise erbrachte Zahlung 
der Stiftung in monatlichen Raten an diese aus.

Die Zusammenarbeit mit der JVA und den Klienten 
stellt sich als sehr gut dar. Im Rahmen der Resozia-
lisierung der Klienten fällt die Verschuldung als ein 
Risiko für die Begehung neuer Straftaten weg. Auch 
nach der Entlassung aus der JVA stehen wir mit Kli-
enten in laufenden Insolvenzverfahren oder noch lau-
fenden Vergleichsverfahren in Kontakt. Hierbei stellen 
wir fest, dass sich die Mehrheit dieser Klienten in Ar-
beitsverhältnissen befindet. Mit Gläubigern vereinbar-
te Zahlungen auf Vergleiche werden erbracht. Die mit 
der Schuldnerberatung begonnene positive Entwick-
lung der Klienten setzt sich fort.

Peter Borel 
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Schuldnerberatung 
für Jedermann?!

Seit einigen Jahren weisen wir auf die Problematik 
der Finanzierung von sozialer Schuldnerberatung in 
Mannheim hin. Jedoch scheint es, als ob die Mann-
heimer Politik den dringenden Handlungsbedarf noch 
nicht erkannt hat!

Ursprünglich hat die Stadt Mannheim die Beratung 
aller überschuldeten Mannheimer Bürger finanziert. 
Allerdings hat das Bundessozialgericht (BSG) mit sei-
ner Entscheidung vom 13.07.2010 klargestellt, dass 
Menschen, die keine (ergänzenden) Leistungen nach 
dem zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) erhalten, 
keinen Rechtsanspruch auf kostenlose Schuldnerbe-
ratung haben. In der Praxis hat das Urteil dazu ge-
führt, dass die Mannheimer Politik beschloss, eine 
Begrenzung der Finanzierung für bestimmte Personen-

kreise einzuführen. Somit ist heute die Beratung 
nur für Leistungsbezieher von Arbeitslosengeld 2 
und Grundsicherung nach dem zweiten und zwölf-
ten Sozialgesetzbuches (SGB II, SGB XII) kostenfrei. 
Hingegen können sich überschuldete Personen, die 
keinerlei Hilfeleistungen nach diesen Sozialgesetz-
büchern erhalten, nicht kostenfrei beraten lassen. 
Darunter fallen unter anderem Arbeitnehmer, Selbst-
ständige, Schüler, Auszubildende und Studenten. 
Auch Personen, die ähnliche Leistungen erhalten, 
wie beispielsweise alleinerziehende Mütter, die nach 
dem achten Sozialgesetzbuch (SGB VIII) Gelder be-
ziehen, wird der kostenfreie Zugang verwehrt. Dies 
ist ein großes Problem, aus dem ein Teufelskreis ent-
stehen kann. Die sogenannten „Nicht-Leistungsbe-
zieher“ sind damit in der Regel auf kostenpflichtige 
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Entschuldungsangebote angewiesen. Die „Arbeits-
gemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände“ (AG 
SBV) hat 2013 bei den angeschlossenen Schuldner-
beratungsstellen erhoben, welche Personenkreise 
diese berieten und aus welchen Einkommensquellen 
sich diese finanzieren. Dabei stellten sie fest, dass 
bei vielen Einrichtungen bestimmte Zielgruppen, wie 
Arbeitnehmer und Rentner, von dem Angebot ausge-
schlossen wurden.

Die ASS ist sich ihrer Verantwortung als Anlaufstelle 
in existenzbedrohenden Situationen bewusst und 
möchte den Zugang zur Schuldnerberatung keinem 
Hilfesuchenden verwehren. Wir stehen deshalb mitt-
wochs im Rahmen der Hotline-Beratung allen Hilfe-
suchenden telefonisch zur Verfügung. Sollte die 
telefonische Beratung nicht ausreichen, so erhal-
ten Hilfesuchende, die keine Leistungen nach SGB 
II oder SGB XII beziehen, gegen eine Kosteneigen-
beteiligung von uns die Möglichkeit, eine qualifizierte 
Schuldner- und Insolvenzberatung zu erhalten. 

Nachdem andere soziale Beratungsstellen und die 
ASS sich gezwungen sahen, die Kosteneigenbeteili-
gung für die Schuldnerberatung einzuführen, wurde 
diese Vorgehensweise in Fachkreisen als äußerst kri-
tisch wahrgenommen. Die ASS hat bereits mehrfach 
darauf hingewiesen, dass politischer Handlungs-
bedarf besteht. Kostenfreiheit galt schon immer als 
Qualitätsmerkmal für soziale Schuldnerberatung. 
Jedoch sind wir der gleichen Meinung wie Butenob, 
der in seinem Bericht „Qualitätsmerkmal Kostenfrei-
heit?“ kritisch schreibt, dass „Allenfalls über die Qua-
lität der Gesellschaft, in der wir leben, nicht aber über 
die Qualität ihrer Schuldnerberatung […] die Kosten-
freiheit eine Aussage treffen“ kann! Professor Dr. 
Rein und Dipl. Sozialpädagogin Herzog nehmen in 
Ihrer Veröffentlichung „Die Finanzierung der Schuld-
nerberatung – Grenzen und Perspektiven nach dem 
BSG-Urteil vom 13.07.2010“ die Finanzierung der 
Schuldnerberatung in den Blick und beschreiben es 

als „Skandal“, dass soziale Schuldnerberatung nicht 
in einem erheblich größeren Umfang durch den Staat 
gefördert wird. Sie erklären, dass es eine Reihe von 
Stellungnahmen der Verbände gebe, die sich gegen 
eine Kostenbeteiligung der Betroffenen aussprechen. 
Eine Begründung dafür ist beispielsweise, „dass die 
Sicherung des Lebensunterhalts der Ratsuchenden 
nur gewährleistet sei, wenn diese nicht durch Zah-
lungen die Schuldnerberatung finanzieren müssen.“ 
„Auch unter Gesichtspunkten der Nachhaltigkeit, ins-
besondere unter dem Aspekt des Arbeitsplatzerhalts, 
muss der Ausschluss der Gruppe der Erwerbstätigen 
von dem Zugang zu kostenfreier Beratung kritisiert 
werden.“ Rein und Herzog setzen voraus, „dass 
soziale Schuldnerberatung auch zukünftig eine zent-
rale Bedeutung für die Unterstützung von Personen, 
die sich in Ver- und Überschuldungssituationen be-
finden, zukommen soll, dass dies gesellschaftlich 
erwünscht ist und hierfür auch Gelder bereitgestellt 
werden.“ Die gesellschaftlich relevante Aufgabe, 
die die Schuldnerberatung übernimmt, könnte ihrer 
Meinung nach am ehesten gestärkt werden, wenn 
ihre rechtliche und finanzielle Basis flächendeckend 
sichergestellt wird. 

Den unterschiedlichen Zugang zur Schuldnerbera-
tung von „Leistungsbeziehern nach SGB II und SGB 
XII“ und „Nicht-Leistungsbeziehern“ bewerten die 
Schuldnerberater der ASS als sozial ungerechtfertigt 
und kontraproduktiv. Es gibt zum Beispiel viele Hil-
fesuchende, die zwar eine andere Einkommensquelle 
haben, jedoch unterscheidet sich die Höhe des 
Einkommens von SGB II- und SGB XII-Leistungen 
kaum. So gibt es beispielsweise einige „Geringver-
diener“, die knapp am Existenzminimum leben und 
denen daher keine Leistungen und somit auch keine 
kostenlose Schuldnerberatung zustehen. 
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Die Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Ver-
bände (AG SBV) ist der Meinung, dass ein qualifizier-
tes Schuldnerberatungsangebot dazu beitragen kann, 
drohenden  Sozialleistungsbezug zu vermeiden. 
Deshalb schlagen sie in ihrem Positionspapier 
vom 14.09.2015 folgende Gesetzesänderung im  
SGB XII vor:

8. Kapitel
Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten und bei Überschuldung
§68a (neu) SGB XII Hilfe bei Überschuldung

(1) Überschuldeten Personen ist ungeachtet einer 
sonstigen Leistungsberechtigung nach diesem Ge-
setzbuch weitere persönliche Hilfe zu gewähren. Zur 
Hilfe gehören insbesondere Maßnahmen des Schuld-
nerschutzes und der Entschuldung sowie Beratung 
zur Vermeidung weiterer Überschuldung.

(2) Nach einer Erstberatung sind die Vorschriften über 
den Einsatz des Einkommens und Vermögens nach 
diesem Buch anzuwenden. Pfändungsbeträge nach 
§§850c, d, f und k ZPO sind einkommensmindernd 
anzurechnen.

Bei dem Gesetzesvorschlag des AG SBV handelt es 
sich um ein einklagbares Recht auf Schuldnerbera-
tung, was wir als begrüßenswert empfinden. Auch 
der unbürokratische Zugang zu einem kostenlosen 
Erstgespräch, um eine Bestandsaufnahme sowie 
existenzsichernde Maßnahmen zu ergreifen, erachten 
wir als sinnvoll. Für das Erstgespräch der betroffenen 
Hilfesuchenden sollte unserer Meinung nach, eine 
Kostenübernahme durch die Stadt Mannheim erfol-
gen. Außerdem verweist die AG SBV auf die Pfän-
dungstabelle nach § 850c der Zivilprozessordnung 
(ZPO), auf die wir auch bereits seit mehreren Jahren 
als ein geeignetes Instrument für die Berechnung 
der Kosteneigenbeteiligung von Schuldnerberatung 

hinweisen. Die Tabelle zeigt auf, wie viel der Gläubiger 
vom Nettoeinkommen des Schuldners pfänden darf. 
Laut Tabelle entstehen pfändbare Beträge erst, wenn 
das Netto-Einkommen eine bestimmte Grenze über-
schreitet. Bei einer alleinstehenden Person beträgt 
die Grenze 1.079,99 Euro (ab 01.07.2017 liegt der 
Betrag bei 1.130 €). Wenn Unterhaltsverpflichtungen 
vorliegen, erhöht sich die Pfändungsfreigrenze je nach 
Anzahl der Unterhaltspflichten. Die Grenze ist der 
jeweiligen Höhe des Einkommens angepasst, so dass 
der Schuldner motiviert wird, mehr Einkommen zu 
erzielen. Wenn das Arbeitseinkommen über dem 
jeweiligen Pfändungsfreibetrag liegt, wird dieser Teil 
vom Arbeitgeber direkt an den Gläubiger ausgezahlt. 
Das pfändungsfreie Einkommen geht an den Schuldner, 
damit diesem und seinen Angehörigen ein Existenz-
minimum zum Leben zur Verfügung steht. Die ASS ist 
der Auffassung, dass eine Öffnung des Zugangs für 
kostenlose Schuldnerberatung für alle Mannheimer 
Bürger sinnvoll wäre – aber vor allem für Menschen, 
die sich unterhalb der jeweiligen Pfändungsfreigren-
ze befinden, wichtig und notwendig ist. Wir appel-
lieren deshalb an die Mannheimer Politik zumindest 
die Menschen, die sich wirtschaftlich unterhalb der 
Pfändungsfreigrenze bewegen, in ihre Überlegungen 
mit einzubeziehen.

Gerade in Mannheim ist zu beobachten, dass die 
Überschuldungsquote mit 14,00 % im Vergleich zum 
deutschen Durchschnitt mit 10,06 % sehr hoch ist. 
Den hilfebedürftigen Schuldnern eine Beratung aus 
Kostengründen zu versagen, betrachtet die ASS als 
unangemessen. Daher appellieren wir an die Mann-
heimer Politik, ihre Entscheidung hinsichtlich der Be-
grenzung der Beratungsfinanzierung zu überdenken 
und bieten unsere Unterstützung an, um gemeinsam 
einen besseren Lösungsweg zu erarbeiten. Die ASS 
wird sich auch in Zukunft verstärkt für dieses Thema 
einsetzen!

Katharina Kalinin
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Für die Kostenübernahme der Schuldnerberatung ist eine Antragstellung beim Jobcenter (SGB II) oder bei der 
Stadt Mannheim Fachbereich Soziale Sicherung (SGB XII) notwendig. Das Jobcenter bewilligt in der Regel die 
Anträge für Arbeitslosengeld 2-Empfänger und sogenannte „Aufstocker“, die zu ihrem Einkommen ergänzend 
ALG II erhalten.

Im Folgenden möchten wir Ihnen ein Praxisbeispiel von einem jungen Mann aufzeigen, der keine Leistungen 
nach dem zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) erhält und die Kosten einer Schuldnerberatung deshalb nicht be-
willigt bekommt!

Beispiel: Auszubildender

Herr P. ist 25 Jahre alt, Azubi und überschuldet. Er ist 
verheiratet und hat ein einjähriges Kind. Seine Über-
schuldung betrifft ihn alleine, seine Frau haftet nicht für 
seine Schulden. Sein Ausbildungsgehalt beträgt ca. 
830,00 €. Sein Einkommen reicht nicht aus, um den 
Lebensunterhalt für sich, seine Frau und sein Kind zu 
bestreiten. Seine Frau und sein Kind beziehen daher 
Arbeitslosengeld 2 (ALG II) gemäß SGB II. Als Azubi 
wurde Herr P. nicht mit seinem Einkommen im ALGII-
Bescheid als Bedarfsgemeinschaft berücksichtigt. 
Eine Kostenübernahme der Schuldnerberatung wur-
de durch das Jobcenter mit folgender Begründung 

abgelehnt: „Sie beziehen keine Leistungen nach dem 
SGBII und sind daher nicht hilfebedürftig im Sinne 
dieses Gesetzes. Eine präventive Schuldnerberatung 
ist im SGBII nicht vorgesehen. […]“. Herr P. bemüht 
sich um einen erfolgreichen Abschluss seiner Ausbil-
dung. Seine Überschuldungssituation ist mit einem 
enormen Stress verbunden und könnte Auswirkun-
gen auf seine Leistungen während der Ausbildung 
haben und somit auch auf seine berufliche Zukunft. 
Obwohl offensichtlich ist, dass seine Familie bedürftig 
ist, wurde ihm keine kostenlose Schuldnerberatung 
gewährt!
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Das Basiskonto 
– Ein Überblick und der erste Eindruck 

in der Praxis

Am 18.06.2016 ist das Zahlungskontengesetz (ZKG) 
in Kraft getreten. Somit hat jeder Verbraucher gegen-
über jeder Privat- und Genossenschaftsbank sowie 
Sparkasse einen durchsetzbaren Rechtsanspruch 
auf die Führung eines Girokontos auf Guthabenbasis. 
Die Einführung dieses Gesetzes wurde sehr von 
Schuldnerberatungsstellen, Verbraucherzentralen 
und –schutzverbänden begrüßt. Also wollen wir Ihnen 
einen kurzen Überblick über die Regelung geben und 
uns anschauen, ob sich das Gesetz in der Praxis be-
währt hat. 

Für die Einrichtung eines Basiskontos ist es zunächst 
ausreichend, bei dem Antrag auf Eröffnung eine 
postalische Anschrift anzugeben, unter der der Ver-
braucher erreichbar ist. Dies kann auch die Adresse 
eines Verwandten oder Bekannten oder beispiels-
weise einer Beratungsstelle sein. Es ist nur ent-
scheidend, dass die Bank den Kunden postalisch 
erreichen kann. Entsprechend steht das Recht zur 
Kontoführung auch Obdachlosen oder Flüchtlingen 
ohne dauerhaften Anspruch auf Aufenthalt zur Ver-
fügung. 

Weiter setzt die Einrichtung eines Basiskontos einen 
entsprechenden Antrag voraus. Hier wurde von dem 
Gesetzgeber ein Muster entwickelt, welches aber 
nicht zwingend verwendet werden muss. Allerdings 
bietet sich die Verwendung an, da die Bank einen 
Antrag dann nicht mit der Begründung der Unvoll-
ständigkeit ablehnen kann. 

Nach Eingang des Antrages bei der gewählten Bank 
ist diese verpflichtet, den Eingang des Antrages 
schriftlich zu bestätigen und binnen 10 Tagen die 
Kontoeröffnung anzubieten. Für die Eröffnung und 
Kontoführung darf die Bank angemessene Kosten 
von dem Kontoinhaber verlangen. Hier unterschei-
den sich die jeweils geltend gemachten Kosten von 
Bank zu Bank. Grundsätzlich gilt jedoch das Be-
nachteiligungsverbot nach § 40 ZKG. Somit dürfen 

sich die Kosten für ein Basiskonto nicht von denen 
für ein Standardgirokonto der jeweiligen Bank unter-
scheiden. Auch nicht, wenn das Konto als Pfän-
dungsschutzkonto geführt werden soll, worauf eben-
falls ein Anspruch besteht. 

Die Ablehnung eines Eröffnungsantrages durch die 
Bank darf nur in ganz bestimmten und vom Gesetz-
geber festgelegten Fällen erfolgen, z.B. wenn bereits 
ein Konto bei einer anderen Bank besteht, das 
genutzt werden kann. Sollte das Konto aber bereits 
gekündigt sein (unabhängig von welcher Seite), muss 
der Antrag angenommen werden. Es kann im Einzel-
fall sogar ausreichen, wenn nachgewiesen werden 
kann, dass das bereits bestehende Konto nicht mehr 
genutzt werden kann (z.B. wegen einer laufenden 
Pfändung). Eine Verweigerung der Kontoeröffnung 
seitens der Bank kann auch gerechtfertigt sein, wenn 
eine Verurteilung des Antragstellers in den letzten 
drei Jahren im Zusammenhang mit einer Straftat 
zum Nachteil der Bank oder deren Mitarbeiter vorliegt 
oder wenn bereits ein Basiskonto bei der gleichen 
Bank geführt und dies wegen Nutzung für gesetzes-
widrige Zwecke oder bei Zahlungsverzug von Konto-
führungsentgelten gekündigt wurde. Weiter darf die 
Kontoführung dem Geldwäschegesetz nicht entge-
genstehen. Liegt ein Ablehnungsgrund vor, ist die 
Bank verpflichtet, dies dem Antragsteller spätestens 
binnen 10 Geschäftstagen schriftlich mitzuteilen. 

Im Zusammenhang mit einer etwaigen Ablehnung 
muss die Bank den Antragsteller auch über die zur 
Verfügung stehenden Rechtsbehelfsmöglichkeiten 
aufklären. Schlagkräftigstes Mittel ist hier wohl die 
Einleitung eines Verwaltungsverfahrens zur Kontozu-
weisung nach § 48 ZKG bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). Ein entsprechen-
des Antragsformular über die Einleitung des Verfah-
rens muss die Bank der Ablehnung der Kontoeröff-
nung beifügen. Zudem steht grundsätzlich noch der 
Klageweg offen. 
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Ist das Basiskonto erstmal eröffnet, muss es per Ge-
setz mit folgenden Mindestfunktionen ausgestattet 
sein:

 • Barein- und Barauszahlungen
 • Lastschriftfunktion
 • Einrichtung von Daueraufträgen
 • Zahlungsvorgänge mittels einer 
   Zahlungskarte
 • Barauszahlungsmöglichkeiten an 
   Geldautomaten

Im Rahmen der Schuldnerberatung der ASS Mann-
heim wurden bislang insgesamt positive Erfahrungen 
mit der neuen Regelung gemacht. Der Beratungs-
alltag wird durch die Einführung des Basiskontos ver-
einfacht und es bleibt festzuhalten, dass mit nahezu 
allen Banken ein reibungsloser Ablauf bei Kontoneu-
eröffnungen gewährleistet ist. Das neue Gesetz ist 
nach unserer Meinung in der Praxis gut umgesetzt. 
Auch in den wenigen Fällen, in denen Probleme auf-
getreten sind, hat sich das Werkzeug des Verwal-

tungsverfahrens bei der BaFin bzw. dessen schlichte 
Androhung als wirkungsvolles Mittel bewährt. Viele 
Probleme, die sich im Zusammenhang mit Konto-
losigkeit, Kontokündigung oder Kontowechsel erge-
ben haben, gehören jetzt der Vergangenheit an.

Johannes Kreukler 
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Die Versagung der 
Restschuldbefreiung nach 

§ 298 InsO
Die Ziele des Insolvenzverfahrens sind in § 1 der Insol-
venzordnung (InsO) normiert. Danach dient das Insol-
venzverfahren der gleichmäßigen und bestmöglichen 
Befriedigung aller Gläubiger und dem redlichen 
Schuldner wird Gelegenheit gegeben, sich nach einem 
drei-, fünf- oder sechsjährigen Verfahren von den rest-
lichen Verbindlichkeiten zu befreien. Die Erteilung der 
Restschuldbefreiung bedeutet für den Schuldner „das 
Licht am Ende des Tunnels“, setzt aber voraus, dass 
der Schuldner während des Verfahrens bestimmte 
Pflichten erfüllt hat, wie z.B. eine angemessene Er-
werbstätigkeit auszuüben oder sich um eine solche 
zu bemühen, dem Insolvenzverwalter jeden Wechsel 
des Wohnsitzes oder der Arbeitsstelle anzuzeigen 
und keinen Insolvenzgläubiger zu bevorzugen oder 
zu benachteiligen. Eine Verletzung der in § 295 InsO 
aufgeführten Obliegenheiten des Schuldners kann auf 
Antrag eines Insolvenzgläubigers gemäß § 296 InsO 
zur Versagung der Restschuldbefreiung führen.

Praktisch bedeutsam und am häufigsten vorkom-
mend ist allerdings die Versagung der Restschuld-
befreiung nach § 298 InsO wegen der Nichtzahlung 
der Mindestvergütung des Insolvenzverwalters in der 
Wohlverhaltensphase. Wenn der Schuldner in der 
Wohlverhaltensphase kein pfändbares Einkommen er-
wirtschaftet, das der Insolvenzverwalter vereinnahmt 
und das seine Vergütung und die Gerichtskosten 
deckt, beträgt die Mindestvergütung des Insolvenz-
verwalters 119,00 € im Jahr, die vom Schuldner zu 
zahlen ist, sofern ihm die Kosten des Verfahrens nicht 
gestundet wurden. 

Wurde dem Schuldner nach § 298 InsO die Rest-
schuldbefreiung versagt, konnte er bis zur letzten Ge-
setzesänderung im Juli 2014 erst nach einer Sperrfrist 
von 3 Jahren ein erneutes Insolvenzverfahren bean-
tragen. Diese Sperrfrist ist weggefallen und so besteht 
die Möglichkeit, gleich nach der Versagung wieder 
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die Eröffnung des Insolvenzverfahrens sowie eine 
Verfahrenskostenstundung zu beantragen. Beim Pri-
vatinsolvenztag am 14.10.2016 in München wiesen 
die Insolvenzrichter und Insolvenzverwalter darauf 
hin, dass die Versagungen der Restschuldbefreiung 
nach § 298 InsO für die öffentlichen Kassen belas-
tend sind und diskutierten Möglichkeiten, wie deren 
Anzahl verringert werden könnten. So sollten die In-
solvenzgerichte und Insolvenzverwalter sich verstärkt 
bemühen, den Schuldner zu erreichen und wieder ins 
Boot zu holen. Die wenigsten Schuldnerberatungs-
stellen, die den außergerichtlichen Einigungsversuch 
durchführen und bei der Antragstellung unterstützen, 
treten im Verfahren als Verfahrensbevollmächtigte auf, 
da die fünf- oder sechsjährige Betreuung des Schuld-
ners im Verfahren nicht finanziert ist. Vorgeschlagen 
wurde deshalb auch, die Schuldnerberatungsstellen 
finanziell besser auszustatten, damit sie den Schuld-
ner im Insolvenzverfahren vertreten, von Störungen im 
Verfahrensablauf frühzeitig erfahren und intervenieren 
können.

In unserer Beratungsstelle wird jeder Schuldner mit 
der Aushändigung des Insolvenzantrages eindringlich 
auf seine Mitwirkungspflicht im Verfahren hingewiesen 
und dahingehend informiert, dass er sich jederzeit an 
uns wenden kann, wenn Fragen und Probleme auf-
tauchen. Einige Schuldner nehmen unser Hilfsange-
bot auch durchaus an und erkundigen sich, wenn sie 
Schreiben des Gerichts oder des Insolvenzverwalters 
erhalten. 

Leider gibt es auch immer wieder Schuldner, die ihrer 
Informationspflicht nicht nachkommen und Anschrei-
ben des Insolvenzverwalters nicht beachten. In der 
Wohlverhaltensphase übersendet der Insolvenzver-
walter dem Amtsgericht einmal im Jahr einen Tätig-
keitsbericht. Hierfür schreibt der Insolvenzverwalter 
den Schuldner an und bittet um Mitteilung des aktuel-
len Einkommens und Übersendung der Einkommens-
unterlagen. Wenn der Schuldner seiner Auskunfts-
pflicht nicht nachkommt, teilt der Insolvenzverwalter 
dies dem Amtsgericht mit, das den Schuldner auch 
nochmals auf seine Mitwirkungspflicht hinweist und 
hierbei den Widerruf der Verfahrenskostenstundung 
androht. Solange die bei Verfahrenseröffnung gewähr-
te Stundung der Verfahrenskosten besteht, erhält der 
Insolvenzverwalter auch die Mindestvergütung von 
119,00 € pro Jahr zunächst von der Staatskasse.

Eine Klientin legte im letzten Jahr u.a. den Schriftverkehr 
bis zur Versagung der Restschuldbefreiung nach § 298 
InsO vor, so dass an ihrem Fall exemplarisch dargestellt 
werden kann, wie viele Anschreiben der Schuldner erhält, 
bis das Insolvenzverfahren dann doch letztendlich schei-
tert. Das Insolvenzverfahren wurde am 31.07.2012 eröff-
net, am 16.01.2014 fand der Schlusstermin statt und die 
Wohlverhaltensphase begann. Im Januar 2015 forderte 
der Insolvenzverwalter die Schuldnerin auf, für den jähr-
lichen Bericht ihr aktuelles Einkommen mitzuteilen und 
nachzuweisen. Diese Aufforderung mit einer Erledigungs-
frist von 3 Wochen erhielt die Schuldnerin mit Schreiben 
vom 09.02.2015 erneut vom Insolvenzgericht u.a. mit dem 
Hinweis, dass die Stundung der Verfahrenskosten versagt 
werden kann und in diesem Fall die Mindestvergütung für 
den Treuhänder von der Schuldnerin selbst zu zahlen ist. 
Da die Schuldnerin sich nicht meldete, wurde die bewillig-
te Stundung der Verfahrenskosten durch Beschluss vom 
02.04.2015 aufgehoben. Mit Schreiben vom 15.04. und 
22.05.2015 forderte der Insolvenzverwalter die Schuld-
nerin auf, die Mindestvergütung von 119,00 € bis zum 
05.06.2015 zu zahlen und wies darauf hin, dass die Nicht-
zahlung die Versagung der Restschuldbefreiung zur Folge 
haben kann. Am 23.07.2015 stellte der Insolvenzverwalter 
den Antrag auf Versagung der Restschuldbefreiung. Dies 
wurde der Schuldnerin am 29.07.2015 vom Amtsgericht 
mitgeteilt, mit der Aufforderung binnen 14 Tage Stellung 
zu nehmen und die 119,00 € sofort zu zahlen. Da hierauf 
auch keine Reaktion der Schuldnerin erfolgte, wurde die 
Restschuldbefreiung durch Beschluss des Amtsgerichts 
Mannheim vom 24.08.2015 versagt. 

Eine Versagung der Restschuldbefreiung nach § 298 
InsO erfolgt auf Antrag des Insolvenzverwalters dann, 
wenn die zuvor bewilligte Stundung aufgehoben wurde 
und der Schuldner die Mindestvergütung auch nicht 
aus eigener Tasche an den Insolvenzverwalter gezahlt 
hat. Wie das Beispiel aus der Praxis zeigt, können 
allerdings mehrere Monate vergehen, bis die Rest-
schuldbefreiung endgültig versagt wird.
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Der dargestellte Fall macht ferner deutlich, dass der 
Schuldner aufgrund mehrerer Anschreiben seitens 
des Insolvenzgerichts und des Insolvenzverwalters 
die Möglichkeit erhält, die Versagung der Restschuld-
befreiung abzuwenden und sein Insolvenzverfahren 
zu einem guten Abschluss zu bringen. Die Gründe, 
weshalb diese Chancen nicht ergriffen werden, sind 
vielfältig und werden auch mit den Schuldnern re-
flektiert, die bei uns vorstellig werden, um ein Zweit-
verfahren einzuleiten. Schicksalsschläge wie der Tod 
eines nahen Angehörigen oder Erkrankungen zählen 
hierzu oder vermutlich auch die Tatsache, dass die 
Überschuldungssituation nach 2–3 Jahren Verfah-
rensdauer als nicht mehr als so akut und bedrohlich 
wahrgenommen wird. 

Dies ist dann wieder der Fall, wenn sich die ehemali-
gen Insolvenzgläubiger melden oder der Gerichtsvoll-
zieher vor der Türe steht. Ein neuer Gläubiger ist in 
der Regel die Landesoberkasse mit einer Gerichts-
kostenforderung in Höhe von rd. 1200,00 € wegen 
des gescheiterten Erstverfahrens. 

Da eine Sperrfrist für den Neuantrag nicht mehr exis-
tiert, kann nach Durchführung des außergerichtli-
chen Einigungsversuches erneut ein Antrag auf Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens, auf Erteilung der Rest-
schuldbefreiung und auf Stundung der Verfahrens-
kosten beim Amtsgericht (AG) Mannheim eingereicht 
werden. Dort wird die Kostenstundung bewilligt, so-
weit dies von hier aus beurteilt werden kann, und das 
Verfahren anschließend eröffnet. Allerdings hat das AG 
Ludwigshafen in einem Beschluss vom 27.05.2016 (3 
f IN 158/16) als erstes Insolvenzgericht die Kosten-
stundung abgelehnt und in der Begründung darauf 
verwiesen, dass der erneute Antrag auf Verfahrens-
kostenstundung 15 Monate nach Versagung der 
Restschulbefreiung rechtsmissbräuchlich sei. 

Das AG Ludwigshafen begründet seine Entscheidung 
damit, dass der Schuldner durch sein Fehlverhalten 
einen beträchtlichen Schaden für die Staatskasse 
herbeigeführt habe. Die Verfahrenskostenstundung 
im Erstverfahren sei ihm nämlich nur im Hinblick auf 
das sozialpolitische Interesse an der Erteilung der 
Restschuldbefreiung gewährt worden, die er selbst 
vereitelt habe. Die Verfahrenskosten für den Verwalter 
seien damit von der öffentlichen Hand praktisch nutz-
los aufgewendet worden und vor diesem Hintergrund 
erscheine es im Ergebnis richtig, dass eine erneute 

Finanzierung des Verfahrens aus öffentlichen Mitteln 
ausscheide.

Das AG Ludwigshafen hat ferner ausgeführt, dass 
eine zeitlich unbefristete Versagung der Kostenstun-
dung wohl unbillig wäre, zumal wenn der Grad des 
Verschuldens des Schuldners gering ist und die Ver-
sagung nach § 298 InsO schon länger zurückliegt, 
weshalb nach einer gewissen Wartefrist ein Antrag 
auf Verfahrenskostenstundung wieder zulässig sein 
dürfte. Eine Wartefrist von 3 Jahren entsprechend 
den Wertungen des BGH in der bisherigen höchst-
richterlichen Sperrfrist-Rechtsprechung hält das AG 
Ludwigshafen für angemessen.

Das AG Göttingen ist anderer Auffassung und hat in 
seinem Beschluss vom 02.09.2016 (71 IK 125/16) 
die Verfahrenskostenstundung für einen Zweitantrag 
gewährt mit der Begründung, dass der Gesetzgeber 
eine Sperrfrist für einen erneuten Antrag auf Erteilung 
der Restschuldbefreiung nach deren Versagung ge-
mäß § 298 InsO eindeutig nicht bestimmt hat und 
eine Sperrfrist auch nicht über die „Hintertür“ der 
Stundungsbewilligung eingeführt werden könne. 

Das bloße Zuwarten bis die früher vom Bundesge-
richtshof geforderte 3-jährige Sperrfrist abgelaufen 
war, hat sich in der Vergangenheit auch nicht als be-
sonders sinnvoll erwiesen. Schuldner, die ohnehin 
zahlungsunfähig waren, haben in diesen 3 Jahren 
auch nichts gezahlt, während die Gläubigerseite wei-
terhin Kosten für Mahnschreiben und Vollstreckungs-
maßnahmen aufgewendet hat. Auch werden hier-
durch die Kosten des Zweitverfahrens nicht endgültig 
eingespart, sondern nur temporär bis zum Ablauf der 
Sperrfrist. 

Eine andere Möglichkeit wäre, das Zweitverfahren ge-
nerell erst zu eröffnen, wenn der Verfahrenskostenvor-
schuss einbezahlt wurde. Dieser kann vom Schuldner 
angespart werden oder er erhält eine finanzielle Un-
terstützung von Verwandten oder Bekannten. In den 
Jahren 1999 und 2000, als es noch keine Verfahren-
skostenstundung gab, gelang es erstaunlicherweise 
vielen Schuldnern, den Vorschuss zu zahlen, damit 
das Insolvenzverfahren eröffnet wurde. Eine Verhal-
tensänderung ist mitunter nur mit Sanktionen zu er-
zielen, die dort treffen, wo es am meisten weh tut und 
das ist in den meisten Fällen das Portemonnaie.

Renate Erkelenz
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Erbschaft und Schulden

Beim Thema Erben denkt man in erster Linie an Gut-
haben (Immobilien, Sparkonten etc.). Es gibt aber 
nicht nur positives sondern auch negatives Vermö-
gen. Laut Bürgerlichem Gesetzbuch (BGB) geht im 
Falle des Todes einer Person, deren Vermögen als 
Ganzes auf eine oder mehrere Personen über. Diese 
sogenannte „Gesamtrechtsnachfolge“ besagt, dass 
der Erbe Inhaber aller Vermögensrechte und somit 
aber auch aller Verbindlichkeiten (Kredite, Konto-
überziehung etc.) des Erblassers wird. Diese Nach-
folge tritt unmittelbar mit dem Todeszeitpunkt ein, 
ohne dass der Erbe eine Erklärung abgibt oder vom 
Tod weiß. Schulden kann man also erben und selbst-
verständlich auch vererben. 

Wie geht man also mit einer solchen Situation um? 
Zunächst sollten mögliche Erben wissen, dass es 
Schulden gibt. Das ist leider, wie die Praxis zeigt, 
nicht immer der Fall. Gerade ältere Menschen schä-
men sich oft für ihre Schulden und verheimlichen den 
Kindern ihre wahre finanzielle Situation. So erfahren 
die Erben erst im Todesfall, dass es eine Schulden-
problematik gibt. 

Da ein Erbe automatisch an den Erben per Testa-
ment oder gesetzlicher Erbfolge übergeht, muss man 
erklären, dass man ein Erbe und die damit verbunde-
nen Rechte und Pflichten nicht annehmen möchte. 
Man kann die Erbschaft ausschlagen. Die Erklärung 
ist formbedürftig und muss ausdrücklich gegenüber 
dem Notar oder dem Nachlassgericht zu Protokoll 
gegeben werden. Dazu gilt eine Frist von 6 Wochen 
ab Kenntnis. Der Erbe muss persönlich erscheinen 
oder seine Erklärung öffentlich beglaubigen lassen. 
Wurde die Erbschaft einmal ausdrücklich angenom-
men oder ist die Frist abgelaufen, ist das Ausschla-
gen nicht mehr möglich. 

Sollte man ein Erbe angenommen haben mit der Ver-
mutung es handele sich um ein positives Vermögen, 
kann die Annahme nicht mehr widerrufen werden. Al-
lerdings kann man sie wegen Irrtums anfechten. Der 
Irrtum kann darin bestehen, dass man nichts von der 
Überschuldung gewusst hat. Zudem besteht für ei-

nen Erben die Möglichkeit ein Nachlassinsolvenzver-
fahren zu beantragen. Dies führt zu einer Trennung 
von Nachlass und Eigenvermögen des Erben. Der 
Erbe haftet so nicht mehr mit seinem Privatvermögen 
für die Schulden des Erblassers.

Wichtig ist noch zu wissen, dass diese Schritte für je-
den einzelnen möglichen Erben gelten. Deshalb nicht 
nur den Partner sondern auch Kinder und weitere Er-
ben informieren. 

In diesem Zusammenhang kommt auch oft die Fra-
ge auf, wer denn nun für die Beerdigungskosten 
aufkommen muss, wenn keine Vorkehrungen durch 
den Verstorbenen selbst getroffen wurden. Grund-
sätzlich sind dann nach BGB die Erben in der Pflicht. 
Mit Ausschlagen des Erbes ist man aber kein Erbe 
mehr. Dennoch entbindet die Ausschlagung nicht 
von der Verpflichtung für die Beerdigungskosten auf-
kommen zu müssen. Insbesondere dann, wenn alle 
Erben ausgeschlagen haben. Nachrangig sind jetzt 
die unterhaltspflichtigen Angehörigen in der Pflicht, 
sprich die Kinder gegenüber den Eltern und umge-
kehrt. Gibt es weder Erben noch Unterhaltspflichtige 
Angehörige, dann besteht eine Zahlungspflicht auf-
grund der öffentlich-rechtlichen Bestattungspflicht. 
Hiernach wird der Personenkreis auf Geschwister 
des Erblassers und deren Kinder, Ehegatten und 
eingetragene Lebenspartner, Verwandte und Ver-
schwägerte in auf- und absteigender Linie erweitert. 
Auch hier greift die Ausschlagung nicht. Selbst wenn 
schon länger keine Beziehung mehr bestand oder die 
Familienverhältnisse gestört waren, ist man von der 
Zahlungspflicht nicht befreit. Betroffene können aber 
unter engen Voraussetzungen über Sozialhilfeträger 
einen Antrag auf Kostenübernahme stellen. Das gilt 
wenn der Zahlungspflichtige selbst finanziell nicht 
in der Lage ist oder es ihm aus anderen Gründen 
unzumutbar wäre, die Kosten zu tragen. Sozialhilfe-
träger sind letztendlich auch in der Zahlungspflicht, 
wenn Erben, Unterhaltspflichtige und 
öffentlich-rechtliche Bestattungspflicht 
ausscheiden. So wird dem Verstorbe-
nen eine einfache aber würdevolle Be-
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stattung gewährleistet.

Wir hoffen, dass diese wichtigen Punkte nützlich 
sind, so dass der Trauerfall nicht durch die Bürde der 
Schulden zusätzlich belastet wird.

§§§ Zur Erbschaft

§ 1922 BGB Gesamtrechtsnachfolge: Der Erbe ist Inhaber aller Vermögensrechte aber auch aller Verbind- 
  lichkeiten des Erblassers.
§ 1942 BGB  Ausschlagung der Erbschaft
§ 1943 BGB  Annahme oder Ausschlagung der Erbschaft: Der Erbe kann die Erbschaft nicht mehr ausschla-
  gen, wenn er sie angenommen hat oder wenn die für die Ausschlagung vorgeschriebene Frist
   verstrichen ist.
§ 1944 BGB  Ausschlagungsfrist: Die Ausschlagung kann nur binnen sechs Wochen erfolgen, die Frist gilt  
  ab Kenntnis des Erbfalles.
§ 1945 BGB  Form der Ausschlagung: Persönlich oder in beglaubigter Form beim Nachlassgericht (Amtsge-
  richt am Wohnsitz des Verstorbenen)
§ 1980 BGB  Antrag auf Eröffnung des Nachlassinsolvenzverfahrens: Hat der Erbe von der Zahlungsun-  
  fähigkeit oder der Überschuldung des Nachlasses Kenntnis erlangt, so hat er unverzüglich die
   Eröffnung des Nachlassinsolvenzverfahrens zu beantragen.

§§§ Zu Beerdigungskosten

§ 1968 BGB  Der Erbe trägt die Kosten der Beerdigung des Erblassers.
§ 1615 (2) BGB Im Falle des Todes des Berechtigten hat der Verpflichtete die Kosten der Beerdigung zu tragen,
   soweit ihre Bezahlung nicht von dem Erben zu erlangen ist.

§§§ Zur Kostenübernahme durch Sozialhilfeträger

§ 74 SGB XII  Die erforderlichen Kosten einer Bestattung werden übernommen, soweit den hierzu Verpflich- 
  teten nicht zugemutet werden kann, die Kosten zu tragen.

Yvonne Weigt
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Senioren und Konten

Bereits im Oktober letzten Jahres kündigte die Spar-
kasse Rhein Neckar Nord an, dass 2017 in Mann-
heim insgesamt 16 Filialen schließen müssen. Eigent-
lich ist die Sparkasse das Kreditinstitut mit dem dich-
testen Filialnetz. Aber aufgrund mangelnder Aus-
lastung muss dieses deutlich ausgedünnt werden. 
Gründe hierfür sind u.a. die zunehmende Digitali-
sierung und das Nutzen von Online-Formen für Ser-
vice-Dienstleistungen. Der persönliche Kontakt zum 
Bankberater tritt in den Hintergrund und liegt beim 
durchschnittlichen Kunden nur noch bei ein bis zwei 
Mal pro Jahr - die Mitarbeiter sind damit nicht ausge-
lastet. Zumindest vorläufig sollen trotz der Filialschlie-
ßungen aber die Geldautomaten und SB-Terminals 
weiterhin zur Verfügung stehen. 

Dieser Automatisierung stehen Senioren eher skep-
tisch gegenüber. Sie sind sehr verunsichert und füh-
len sich sogar zur Umstellung auf ein Onlinekonto 
gedrängt, obwohl ihnen daheim oft kein PC mit In-
ternetanschluss zur Verfügung steht bzw. ihnen die 

technischen Kenntnisse fehlen. Besonders Hoch-
altrige, also Menschen im Alter von über 80 Jahren, 
haben große Sicherheitsbedenken gerade was Ma-
nipulation, Ausspähen oder gar Raubüberfälle am 
Geldautomaten betrifft. Gänzlich verschließen sich 
die Senioren der Automatisierung aber auch nicht. 
Sie wünschen sich eine freundliche und geduldige 
Einweisung durch Fachkräfte. Das könnte ihnen den 
Übergang zum automatisierten Geldgeschäft erleich-
tern und ihnen die Skepsis nehmen.

Senioren stehen laut einer Studie der Verbraucher-
zentrale Nordrhein-Westfalen den Banken ohnehin 
kritisch gegenüber. In der Filiale bemängeln sie, dass 
sie besonders von jungen Mitarbeitern oft unhöflich 
behandelt werden oder ihnen Hilfe verweigert wird. 
Die verkürzten und individuellen Öffnungszeiten sind 
für sie verwirrend. Und kommt es zur Komplettschlie-
ßung der Filiale, sind sie manchmal sogar auf Hilfe 
Dritter angewiesen, um überhaupt mit Bargeld ver-
sorgt zu sein. Senioren bevorzugen aber, trotz des 
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aus ihrer Sicht teilweise schlechteren Services, eine 
Filiale mit persönlichem Ansprechpartner. Wichtig ist 
ihnen dabei auch, dass diese fußläufig zu erreichen 
ist. Städteplaner sollten dies unbedingt bei der Ge-
staltung von neuen Quartieren berücksichtigen. So 
geschehen bei der Planung des neuen Mannheimer 
Stadtteils Benjamin-Franklin-Village, wo die einzige 
neue Filiale der Sparkasse eingeplant ist. 

Was eine seniorenfreundliche Bank außerdem aus-
macht, zeigt die ausgezeichnete Raiffeisen Bank in 
Geislingen. Kriterien wie Barrierefreiheit, helle und 

übersichtliche Räume, Sitzgelegenheiten im Warte-
bereich aber auch Kundentoiletten verhelfen dazu, 
dass man sich als Kunde gut aufgehoben fühlt. 

Sollte dennoch ein Wechsel des Kreditinstitutes not-
wendig sein, so hilft das seit September 2016 in Kraft 
getretene Zahlungskontengesetz. Welche Erleichte-
rungen es für den Verbraucher gibt zeigt die Infobox.

Kontowechsel in Kürze

Finanzinstitute sind verpflichtet einen schnellen Kontowechsel zu ermöglichen, sofern der Kunde diese Unterstüt-
zung ausdrücklich wünscht. Der Wechsel dauert rund zwei Wochen und ist für den Verbraucher gebührenfrei. 

 • Alte und neue Bank müssen zusammenarbeiten. Jede Bank hat jeweils fünf Geschäftstage Zeit um  
   Guthaben zu überweisen, Daueraufträge und Lastschriftmandate zu übermitteln bzw. einzurichten. 

 • Die neue Bank muss die bisherigen Zahlungsempfänger über die neue Bankverbindung informieren.

 • Die Banken haften für eventuelle Schäden (Bsp.: Verzugszinsen bei verspäteter Ausführung von 
    Daueraufträgen)

 • Die Kosten und Gebühren müssen vor Vertragsabschluss als auch während der Vertragslaufzeit für  
   den Verbraucher transparent sein. Die Darstellung soll in einem kurzen, übersichtlichen Dokument zur
    Verfügung stehen.
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Jubiläumsveranstaltung
„20 Jahre ASS – 20 Jahre soziale Schuldner-

beratung in Mannheim“

Seit dem Jahr 1996 berät die ASS Personen in wirt-
schaftlichen Nöten und bei finanziellen Problemen. 
Das 20jährige Bestehen wurde zum Anlass genom-
men, um am 21. April 2016 zu einer Jubiläumsver-
anstaltung ins Gewerkschaftshaus Mannheim einzu-
laden. 

Zu dieser Feierstunde kamen neben dem Bürger-
meister für Wirtschaft, Arbeit und Soziales, die Vor-
standsvorsitzenden des Deutschen Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes Baden-Württemberg und der 
Arbeiterwohlfahrt Mannheim, von denen die ASS ge-
tragen wird. Ebenso fanden sich viele Kooperations-
partner und Interessierte bei sommerlichen Tempera-
turen im Saal Otto Brenner ein. 

Nach der Begrüßung der Gäste durch den Geschäfts-
führer Thomas Weichert nutzten Bürgermeister Mi-
chael Grötsch und die Vorstandsvorsitzenden der 

beiden Wohlfahrtsverbände Ursel Wolfgramm und 
Rolf Lang die Gelegenheit, um der ASS zu gratulie-
ren. „Wir können und wollen auf ihre Arbeit nicht ver-
zichten“, betonte Michael Grötsch, „wenn Betroffene 
den finanziellen Überblick verlieren, ist professionelle 
Hilfe wichtig.“ „Der ganzheitliche Ansatz einer psycho-
sozialen Beratung trägt dazu bei, dass Menschen ihr 
Leben trotz Schulden wieder in den Griff bekommen“, 
so Ursel Wolfgramm, „Überschuldung ist längst kein 
gesellschaftliches Randphänomen mehr.“ Allein in Ba-
den-Württemberg gelten mehr als 350.000 Haushalte 
als überschuldet, mehr als die Hälfte davon als ar-
mutsgefährdet. „In Mannheim lässt sich gut leben und 
arbeiten. Doch das gilt nicht für alle. Fast jeder achte 
Mannheimer ist überschuldet“, nannte Rolf Lang eine 
weitere Zahl. 

Auch Dr. Helmut Zipperer, Richter am 
Amtsgericht Mannheim, nahm die Ein- 31



ladung zum Jubiläum dankend an und richtete ein 
Grußwort an die Gäste. Aufgrund seiner langjährigen 
Tätigkeit in der Insolvenzabteilung war es ihm möglich, 
aus persönlicher Sicht die letzten 20 Jahre Revue pas-
sieren zu lassen, u.a. die Auswirkungen der 1999 in 
Kraft getretenen Insolvenzordnung zu beleuchten. „Es 
ist der Verdienst der ASS all diesen Veränderungen 
standgehalten zu haben, oder anders ausgedrückt, 
die ASS arbeitet stets auf der Höhe der Zeit. Die Er-
folge der ASS könnten an der Anzahl der erteilten 
Restschuldbefreiungen oder den Fällen abgewehrter 
Versagungsanträge und erfolgreicher Pfändungs-
schutzanträge oder gewährter Stundungen gemessen 
werden. Ich gestehe solches statistische Material nicht 
erhoben zu haben, es ist auch unnötig angesichts der 
kontinuierlichen Qualität der Schuldnerberatung durch 
die ASS“, würdigte er die Arbeit der Jubilarin, „diese 
Stadt und ihre Menschen brauchen die ASS – heute 
und morgen.“ 

Als besonderen Gast begrüßte Thomas Weichert den 
Professor für Volkswirtschaftslehre, Sozialpolitik und 
Sozialwissenschaften an der Hochschule Koblenz, 
Dr. Stefan Sell. In seinem Vortrag wurden Arbeitslo-
sigkeit und prekäre Beschäftigungsverhältnisse als 
Hauptursachen für Überschuldung thematisiert. Man 
dürfe nicht aus den Augen verlieren, dass es sowohl 
bei der Grundsicherung im Alter als auch bei der of-
fiziellen Arbeitslosenstatistik eine hohe Dunkelziffer 
gebe. Tatsächlich komme man auf über 6 Millionen 
Menschen, die grundsicherungsberechtigt sind. Nach 
wie vor steige der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten 
im Verhältnis zu allen abhängig Beschäftigten (aktuell 
ca. 26 %). Er plädierte für die Wiedereinführung allge-
meinverbindlicher Tarife, insbesondere im Einzelhan-
del, um diese Entwicklung zu stoppen. Auch er trete 
für eine kostenlose Schuldnerberatung für alle Bürger 
ein. Volkswirtschaftlich betrachtet müsste eigentlich 
die Gläubigerseite die Schuldnerberatung finanzieren, 
das wäre dann auch verursachergerecht. 

Das Improvisationstheater „Drama Light“ griff das 
Thema Überschuldung auf spielerische Art und Weise 
in seinen Beiträgen auf. So wurde ein Beratungsge-
spräch bei der ASS inszeniert und die Gäste konnten 
den Schauspielern Gefühle zurufen, die dann direkt in 
die Szene eingebaut wurden. Dies führte verständli-
cherweise zu einem gänzlich untypischen Verlauf der 
Beratung.

Meike Salomon
Rolf Lang

Ursel Wolfgramm
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Herzlichen Dank an
unsere Kooperationspartner

Seit über 20 Jahren bieten wir unsere Unterstützung 
für Menschen in finanziellen Nöten an. In diesem Zeit-
raum konnten wir uns ein gutes Netzwerk aufbauen, 
das vor allem für die Soziale Arbeit wichtig und für 
unsere Hilfesuchenden sowie für die Beratung för-
derlich ist. Wir empfinden die Zusammenarbeit mit 
anderen Institutionen und Einrichtungen als positiv 
und nützlich, da die Vermittlung und Koordination 
von Hilfsangeboten schnell und problemlos gewährt 
werden kann. So nehmen beispielsweise Familienhel-
fer, Betreuer, Bewährungshelfer, Sachbearbeiter des 
Jobcenters und der Agentur für Arbeit, Gerichtsvoll-
zieher, Quartiermanager etc. immer wieder Kontakt 
zu uns auf, um Personen mit finanziellen Problemen 
an uns weiterzuvermitteln. Dadurch erfahren unsere 
Klienten von unserem Angebot und erhalten einen 
direkten Zugang. Zum Teil werden Betroffene auch 
in den Beratungen, wenn gewünscht, von unseren 
Kooperationspartnern begleitet. Dieses Engagement 
sehen wir nicht als selbstverständlich an und finden, 
dass an dieser Stelle eine Würdigung dieser Arbeit, 
ein Lob, ein „Danke“ sehr passend ist. 

Aber auch wir vermitteln unsere Klienten an ande-
re Beratungsstellen weiter, wenn die Betroffenen in 
anderer Hinsicht Unterstützung benötigen, die un-
sere Zuständigkeit übersteigt. Wenn während der 
Beratung beispielsweise Süchte oder psychische 

Probleme erwähnt werden, können wir, wenn vom 
Klienten gewünscht, Kontakt zu entsprechenden Ar-
beitsfeldern und Zuständigkeitsbereichen herstellen. 
So profitieren unsere Klienten von der guten Zusam-
menarbeit. 

Im Rahmen der Überschuldungsprävention arbeiten 
wir intensiv mit Schulen und anderen Bildungsträ-
gern zusammen. Diese Kooperation erscheint uns 
besonders wichtig, um ein nachhaltiges Ergebnis mit 
den Schülern zu erzielen. Hierfür möchten wir uns 
bedanken und hoffen auf eine feste Verankerung im 
Bildungsplan.

Auch die Kooperationen mit anderen Schuldnerbe-
ratungsstellen schätzen wir sehr und danken für den 
intensiven und fachlichen Austausch.

Die Ressourcennutzung hat sich in den Jahren immer 
wieder bewährt. Wir versuchen unsere Kontakte über 
Jahre hinweg zu pflegen und neu zu beleben. Aber 
auch für neue Beziehungsstrukturen sind wir offen. 
Die guten persönlichen Kontakte und die bewährte 
Zusammenarbeit freuen uns sehr. Wir bedanken uns 
ganz herzlich bei allen Kooperationspartnern für das 
große Engagement und freuen uns auf die weitere 
vertrauensvolle Zusammenarbeit.

Ihr ASS-Team
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Pressespiegel
Nachfolgend möchten wir Ihnen einen Überblick 
über die Presseberichterstattung im Zusammen-

hang mit der ASS oder deren Mitarbeiter im Jahr 
2016 geben.
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Thomas Weichert

Geschäftsführer
Herr Weichert ist seit Gründung der ASS GmbH 

im Januar 2007 deren Geschäftsführer. 
Er ist Kreisvorsitzender des PARITÄTISCHEN 

in Mannheim.

Katharina Kalinin 

Leitung & Schuldnerberaterin
Frau Kalinin ist staatlich anerkannte Erzieherin und 
Sozialarbeiterin (B.A.). Sie ist seit 2011 bei der ASS 

beschäftigt und übernimmt seit April 2015 die 
Leitungsfunktion.

Renate Erkelenz 

Schuldnerberaterin
Frau Erkelenz ist Rechtsanwältin und Diplom- 

Sozialarbeiterin (FH). Sie ist seit Dezember 1995 bei 
der ASS und war maßgeblich am Aufbau der 

Beratungsstelle beteiligt.

Peter Borel

Schuldnerberater
Herr Borel war nach seinem Studium der Rechts-

wissenschaft als Rechtsanwalt tätig. Er ist seit März 
2012 bei der ASS als Schuldner- und 

Insolvenzberater beschäftigt.

Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der ASS
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Hacer Blaut 

Verwaltungsfachfrau
Frau Blaut ist unsere Verwaltungskraft und ebenfalls 

für die Buchhaltung zuständig. 

Meike Salomon

Schuldnerberaterin
Frau Salomon ist staatlich anerkannte Sozial-

arbeiterin (M.A.). Sie ist seit September 2015 bei 
der ASS beschäftigt.

 

Yvonne Weigt

Studentische Hilfskraft
Frau Weigt ist Kauffrau im Groß- und Außenhandel 

und studiert „Soziale Arbeit“ an der Hochschule 
Mannheim. Sie ist neben dem Studium als studenti-

sche Hilfskraft bei der ASS tätig.

Johannes Kreukler

Schuldnerberater
Herr Kreukler ist Wirtschaftsjurist und seit Februar 
2015 bei der ASS als Schuldner- und Insolvenz-

berater beschäftigt.
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Die ASS ist nun auch auf Facebook vertreten. Dort 
werden neue Informationen von uns veröffentlicht 
und Sie können uns eine Nachricht schreiben oder 
sich an den spannenden Diskussionen rund um 
das Thema „Schulden“ beteiligen.

Schauen Sie doch mal auf unserer Seite vorbei, wir 
freuen uns über jedes „gefällt mir“.

Sie finden uns unter folgendem Link:
www.facebook.com/ass.schuldnerberatung
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